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Anfang Juni sicherte sich Senator Barack Obama die Nominierung der Demokratischen Partei für 
den anstehenden Präsidentschaftswahlkampf. Jeder politisch interessierte Mensch hätte dies vor 
einem Jahr für nicht möglich erachtet. Im Vergleich zur ehemaligen First Lady der USA, der be-
kanntesten Frau der Welt, hätte niemand einem farbigen, politischen Newcomer Chancen im 
demokratischen Vorwahlkampf eingeräumt.  
 
Clintons Fehleinschätzungen 
Den schwerwiegendsten Fehler, den man Senator Clinton attestieren muss, war ihr Urteil über 
die derzeitige politische Stimmung im Land. Während sich die Amerikaner einen generellen poli-
tischen und personellen Wechsel wünschen, basierte ihr Wahlkampf auf dem Erfahrungsargu-
ment. Senator Hillary Clinton versuchte sich wahlweise als bürgernah oder als erfahrende und 
potente Außenpolitikerin zu stilisieren. Dennoch war sie im Auge vieler Wähler die Kandidatin 
der Vergangenheit. Dies wurde noch dadurch verstärkt, dass sie sich anfangs als unausweichli-
che Kandidatin („the inevitable nominee“) darstellte.  
Überschattet wurde ihr Bild in den Medien zudem auch oftmals durch ihren Ehemann Bill Clin-
ton, der ihr mehr schadete als nutzte. Über den gesamten Wahlkampf hinweg war Bill Clinton 
sichtlich irritiert von der medialen Präsenz des Widersachers seiner Frau. In einer öffentlichen 
Stellungnahme beschwerte er sich über die mangelnde politische Erfahrung Obamas und be-
zeichnete ihn als „Kid“. Bill Clinton, der in seinen Amtszeiten auf Grund seiner starken Unter-
stützung in der farbigen Wählerschaft, nicht selten als erster „schwarzer Präsident“ bezeichnet  
 
 
wurde, trat mehr als einmal öffentlich mit Ressentiments aus alten Zeiten auf. Viele farbige 
Wähler, die traditionell die Clinton’s unterstützen, wandten sich daraufhin empört ab. 
Einige weitere Grundregel des amerikanischen Wahlkampfs wurde im Wahlkampfteam-Clinton 
nicht eingehalten, es gab keine klaren Entscheidungsstrukturen und dadurch oftmals schwer-
wiegende interne Auseinandersetzungen. Hillary Clinton rekrutierte für ihren Wahlkampf eine 
Vielzahl an Verbündeten aus den Tagen der Präsidentschaft von Bill Clinton. Ihr Chefstratege, 
Mark J. Penn war an der Wiederwahl Clintons im Jahr 1996 maßgeblich beteiligt. Im Laufe des 
Wahlkampfes zeigte sich jedoch, dass Clinton ihre Mitarbeiter nicht im Griff hatte. Ihrer Wahl-
kampfleiterin Patti Solis Doyle kündigte sie im Februar und ersetzte diese mit ihrer ehemaligen 
Büroleiterin Maggie Williams. Auch das Verhältnis zu ihrem Chefstrategen Mark Penn wurde in 
den heißen Wahlkampfwochen stark strapaziert. Nicht selten autorisierte er Maßnahmen ohne 
Clintons Zustimmung. Im Arbeitsalltag des Clinton-Wahlkampfteams dominierten Intrigen zwi-
schen den Staffern aus den 1990iger Jahren der Clinton-Präsidentschaft und neu eingestellten 
Marketing-Experten. Beispielhaft war dies beim Umgang mit dem Thema von Obamas ehemali-
gen Pfarrer Rev. Jeremiah Wright. Penn schlug vor, Obama aufgrund seiner Nähe zu Wright hef-
tig zu attackieren, Howard Wolfson und Mandy Grundwald, die Presseexperten des Clinton-
Teams, blockierten diese Strategie. Clinton gab letztlich Wolfson und Grundwald Recht und ent-
schied sich für einen eher moderaten Umgang mit diesem Thema. Zu Recht hatte sie wohl be-
fürchtet, dass diese Konfrontation am Ende auch ihr schaden würde. So überlebte Obama die 
öffentlichen Diskussionen um die Äußerungen von Wright relativ unbeschadet.  
An eine längere Auseinandersetzung mit einem innerparteilichen Konkurrenten glaubte lange 
Zeit niemand in ihrem Wahlkampfteam. Spätestens nach dem so genannten „Super Tuesday“ im 
Februar sollte die Entscheidung für Clinton gefallen sein. Während Obama bereits in den ersten 
Wochen des Jahres kontinuierlich die für die Nominierung relevanten Superdelegierten persön-
lich anrief, bestand zwischen Clinton und den meisten Superdelegierten kaum Kontakt. Erst als 
der Abstand zwischen ihr und Obama bereits nicht mehr einholbar war, bemühte auch sie sich 
persönlich um die Unterstützung der „Party Elders“. 
Eines der großen Hindernisse für ihre Nominierung konnte sie hingegen nicht beeinflussen. Das 
1990 bei den Urwahlen der Demokraten eingeführte Verhältniswahlrecht (proportional represen-
tation) machte Clinton’s Nominierung in den Wochen und Monaten nach dem „Super Tuesday“ 
immer unwahrscheinlicher. Ohne das Verhältniswahlrecht hätten die Demokraten am Tag nach 
dem „Super Tuesday“, Hillary Clinton als Kandidatin krönen können. Der Sieger des „Super Tues-
day“ hieß jedoch Barack Obama, der diesen anfänglich noch kleinen Vorsprung von Wahl zu 
Wahl ausbaute, bis er schließlich uneinholbar war. 
 
Obamas Aufstieg 
Die Gründe für den Erfolg von Senator Barack Obama im Vorwahlkampf der Demokraten lagen 
zuallererst in seiner Botschaft („Change we can believe in“) an die amerikanische Bevölkerung, 
die er authentischer transportieren konnte, als seine Mitbewerberin Senator Hillary Clinton. 
Möglich wurde sein Erfolg jedoch nur weil er diese Botschaft in eine perfekte Organisation und 
Mobilisierung der demokratischen Wählern umsetzen konnte. Dies gelang ihm nur, in dem er die 
Regeln und Eigengesetzlichkeiten des amerikanischen Wahlsystems bis hin zur Perfektion aus-
nutzte.  
 
 
 Im Unterschied zu Hillary Clinton kümmerte Obama sich weitaus 
effizienter um jede einzelne Delegiertenstimme. Seine Strategie 
basierte dabei auf den so genannten „Caucus States“. Ein „Caucus“ 
ist die amerikanische Version eines für alle Parteimitglieder offenen 
Kreisparteitags, bei welchem sich die Teilnehmer unter mehreren 
parteiinternen Präsidentschaftskandidaten zu entscheiden haben. 
Am Ende übersetzen sich die Stimmen der anwesenden Leute in die 
Delegiertenstimmen. In diesen „Caucus“-Staaten und in den 
Staaten, in denen demokratische Kandidaten generell weniger gut 
abschneiden, gewann Senator Obama letztlich die Stimmen, die 
Senator Hillary Clinton am Ende fehlten. Nach den ersten Wahlen in Iowa, New Hampshire und 
Nevada Anfang Januar dieses Jahres,  schickte das Obama-Hauptquartier in Chicago eine Viel-
zahl an Wahlkämpfern in Bundesstaaten, wie Alabama, Alaska oder Idaho, in denen lange kein 
demokratischer Vorwahlkampf stattgefunden hatte.  
In den Staaten, in denen die Demokraten generell gut abschneiden, aber auch in den größeren 
Staaten wie New Jersey, Texas, Kalifornien und New York war die Obama-Kampagne weniger 
präsent. Hier überließ man Senator Hillary Clinton das Feld, konzentrierte sich nur auf die Wahl-
bezirke in denen Obama sicher Delegierten gewinnen konnten. Dies bedeutet in einigen Fällen, 
das Hillary Clinton mit 15% Vorsprung gewann aber bei den Delegierten nur ein oder zwei mehr 
Delegierte gewann.  
Das Beispiel Texas verdeutlicht jedoch wie sehr die „Caucuses“ am Ende den Unterschied aus-
machten. Ein Drittel der 193 Delegierten aus Texas wurden über die „Caucuses“ vergeben. Clin-
ton gewann die Vorwahlen in Texas, Obama gewann jedoch die „Caucuses“ und am Ende mit 99 
zu 94 die Mehrheit der texanischen Delegierten. 
Jon Carson, einer der Chefstrategen des Obama-Lagers wunderte sich unlängst über die geringe 
Präsenz des Clinton-Lagers in den „Caucus States“: „We kept waiting for the Clinton people to 
sent people into the caucus states.“ In einigen Staaten, wie Kansas, Idaho, Utah und Alaska gab 
es so gut wie keine organisatorische Gegenwehr des Clinton-Lagers. Hillary Clinton schickte z.B. 
die ersten Wahlkampfhelfer nach Kansas, nachdem Obama-Leute bereits drei Monate vor Ort für 
ihren Chef warben. Warum Clinton die Bedeutung der „Caucus States“ für ihre Nominierung 
unterschätzte, ist mit Blick auf ihre politische Professionalität schwer nachvollziehbar. „It’s the 
big mystery of the campaign, because every delegate counts“, ließ der Kampagnen-Chef von Ba-
rack Obama nach dem Ausstieg Clintons verlauten. 
 
Wahlkampf nach dem Grasswurzel-Prinzip 
Die drei Stützpfeiler der Obama-Kampagne waren die Organisation, das Internet und das 
Fundraising. Auf diesen Gebieten revolutionierte er den amerikanischen Wahlkampf. Seine Inter-
net-Auftritte und Aktionen im World Wide Web deklassierten die des Clinton-Lagers um Längen. 
Der letzte nationale Wahlkampf, den das Clinton Team organisierte, war im Jahr 1996. Seit dem 
hat sich vieles gewandelt. Eine ganze Reihe an Internet-Innovationen, wie das Web 2.0, oder die 
vielen Social Network-Plattformen nutzte Senator Clinton kaum oder überhaupt nicht.  
Es schien, als wären die Clintons noch nicht im 21. Jahrhundert angekommen. Früh knüpfte Se-
nator Obama dagegen Kontakte zu den führenden Software-Entwicklern. Diese Internetkönige  
 
 
garantierten ihm eine Software, die die vielen Online-Spenden ermöglichten. Zudem garantierte 
ihm sein Engagement in den Internet-Foren wie Youtube oder Facebook hunderte an hierar-
chisch kaum strukturierten „Grassroots“- Organisationen, die für ihn die Mobilisierung vor Ort 
nahezu autark und kostenlos übernahmen. 
Dazu wurden im Anschluss an die ersten erfolgreichen Vorwahlen Anfang des Jahres über 750 
Mitarbeiter in kürzester Zeit zu den Eigengesetzlichkeiten des Canvassing, der Telefonwerbung 
und diverser Kampagnenmethoden geschult. Diese schwärmten in die Bundesstaaten aus und 
schulten wiederum die diversen Freiwilligen in den Techniken des webgestützten Wahlkampfes. 
Gerade für die „Caucuses“ stellte sich dies als Glücksfall heraus. Die Vorbereitungen sind hier 
zumeist arbeits- und kostenintensiv. Die „bottom up“ Strategie und die Online-Mobilisierung 
ermöglichten der Obama-Kampagne hier ungeahnte Möglichkeiten. Am Ende arbeiteten rund 
750.000 Freiwillige, organisiert in 8000 so genannter „affinity groups“ für die Nominierung 
Obamas. Über 30.000 Veranstaltungen wurden im ganzen Land organisiert. Den Höhepunkt bil-
dete Obamas „Bergpredigt“ in Oregon vor 75.000 Zuschauern. Zu spät versuchte Clinton dieser 
Eigendynamik gerade in den weniger umkämpften kleineren „Caucus States“ etwas entgegenzu-
setzen. In Windeseile entschied sie sich, zahlreiche neue Wahlkampftstäbe aufzubauen. Dafür 
fehlte es ihr in den entscheidenden Momenten an Personal, und zuletzt auch an Geld.  
Das Geld für die Finanzierung der Obama-Kampagne holte sich das Obama-Team hauptsächlich 
über die vielen Internetspenden. Seit Januar spendeten über 1,3 Millionen Menschen nahezu 
200 Millionen Dollar. Oft wurden nur kleine Beiträge über das Internet überwiesen, doch am 
Ende entwickelte sich daraus ein Geld-Tsunami. Zu schnell ging hingegen dem Clinton-Lager das 
Geld aus. Ihr Fundraising-Modell konnte mit Obamas Strategie nicht mithalten. Sie konzentrier-
te sich auf wenige Geber mit viel Geld. Anders als die Tausenden Obama-Unterstützer, die im-
mer wieder aufs neue spenden konnten, stießen die meisten Clinton-Geldgeber bald an ihre 
Grenzen. Neue Wahlspendengesetze in den USA limitieren Einzelspenden für Kandidaten auf 
2300 Dollar pro Person.  
 
Warum sich John McCain freuen kann 
Der Sieg von Barack Obama über Hillary Clinton ist keineswegs so glänzend, wie es die vielen 
Berichte, Essays und Hochglanzbroschüren über den eventuellen ersten farbigen amerikanischen 
Präsidentschaftskandidaten vermuten ließen. Von den letzten 16 Primaries verlor Obama 9. In 
dieser Zeit war Clinton sowohl bei den Delegiertenstimmen als auch beim Popular Vote vor 
Obama. Nur durch die stets zunehmenden „endorsements“ der Superdelegierten fiel dies für 
Obama nicht ins Gewicht.  
Dabei machte sich bei jeder Wahl von neuem bemerkbar, wie 
viel Mühe er hatte, bildungsferne Schichten zu erreichen. Die 
Obama-Wähler waren in der Regel gut situierte Mittelschichtler, 
Studenten und natürlich viele „Africa-Americans“. Viele der so 
genannten „Blue-Collar Worker“,  die in den Vorwahlen für Clin-
ton stimmten, haben in Umfragen schon deutlich gemacht, dass 
sie einen Kandidaten McCain eher unterstützen werden als 
Barack Obama. Seine unbedachte Äußerung über enttäuschte 
Unterschichtler, die sich aus Frustration der Religion und ihren 
Waffen hingeben, wird ihm nachhängen.  
 
 
Auch sein schlechtes Abschneiden, in den so genannten „swing states“ wie Pennsylvania oder 
Ohio, in denen sich republikanische und demokratische Wähler nahezu ausgleichen, bereiten 
dem Obama Team Sorgen und werden John McCain ermutigen. Im Endeffekt wird die Wahl wie 
schon seit über zwanzig Jahren in 12-14 „swing-states“ entschieden werden. 
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